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1 Einleitung

Die Bildungspolitik prägt das Leben von Millionen von Kindern, Lehrenden und

Familien auf der ganzen Welt. Sie hängt zusammen mit der Qualität der Demo-

kratie eines Landes,mit demCharakter desWohlfahrtsstaates undmit der Struk-

tur und Entwicklung der Wirtschaft. Dennoch gibt es wenig vergleichende, his-

torische, politisch-ökonomische Forschung zur Frage, warum sich Schulsysteme

an verschiedenenOrten unterschiedlich entwickelt haben.Dies gilt insbesondere

für die Primar- und Sekundarstufe I – die möglicherweise wichtigsten und prä-

gendsten Bereiche des Bildungssystems (Moe/Wiborg, 2016b, 11).

Dieses Buch wirft somit ein Licht auf ein noch zu wenig untersuchtes Feld.

Es bietet eine vergleichend-historische Analyse der Schulreformprozesse in Nor-

wegen und Deutschland und schlägt einen Rokkan’schenTheorierahmen vor, um

die Konflikte und Kompromisse, die solche Reformen geprägt haben, zu verste-

hen. Insbesondere erforscht es dieWurzeln eineswesentlichenUnterschieds zwi-

schendennordischenundkontinentalenSchulsystemen; ihresungleichenGrades

an Einheitlichkeit (Englisch: comprehensiveness). Der Begriff der comprehensiveness

bezieht sich auf das Ausmaß, in dem alle Kinder eines Jahrgangs dieselben Bil-

dungseinrichtungen besuchen,unabhängig von ihren Fähigkeiten oder ihrem so-

zialen Hintergrund. Je einheitlicher ein Schulsystem ist, desto weniger findet ei-

ne Separation und Selektion der Kinder durch Parallelbeschulung, Tracking oder

Leistungsgruppenbildungstatt.DasGegenteil vonEinheitlichkeit ist dieSegmen-

tierung, «die Aufteilung von Bildungssystemen in parallele Segmente oder ‹We-

ge›, die sich sowohl in ihrem Lehrplan als auch in der sozialen Herkunft ihrer

Schüler unterscheiden», wie Ringer (1987, 7; 1979) definiert. Da alle Schulsyste-

me differenzieren, ist es sinnvoll, den Grad der Einheitlichkeit als Kontinuum zu

betrachten,wobei die einheitlichsten Systeme spät undwenig differenzieren und

die segmentiertesten Systeme früh und auf vielfältige Weise differenzieren. Der

Grad der Einheitlichkeit hängt mit den Bewertungssystemen zusammen. Noten

werden häufig für die Selektion in Parallelschulen, Schulzweige oder Leistungs-

gruppen verwendet, während einheitliche Systeme in der Primar- und Sekun-

darstufe I weniger Benotung erfordern. Ein weiteres Kriterium für den Grad der

Einheitlichkeit ist das Alter, in dem die Kinder zum ersten Mal selektiert wer-

den (Abbildung 1.1). Aus der soziologischen und erziehungswissenschaftlichen

Forschung wissen wir, dass eine frühere Selektion die Reproduktion sozialer Un-

gleichheit erhöht (OECD, 2010a, 35f). Wir wissen jedoch wenig darüber, warum

die Einheitlichkeit der Schulsysteme in den Industrieländern so stark variiert.

Die nordischen Länder waren Vorreiter bei der Verlängerung der gemeinsa-

men Schulzeit aller Kinder. Im Laufe der Zeit entstanden sehr einheitliche Ge-
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samtschulsysteme, in denenKinder aller sozialenHintergründebis zumAlter von

16 Jahren gemeinsam die Primar- und Sekundarstufe I besuchen (Wiborg, 2009).

Norwegen war das erste Land, das 1896 eine fünfjährige und 1920 eine siebenjäh-

rige Einheitsschule einführte. In den 1950er bis 1970er Jahren wurde die gemein-

sameSchulzeitmit der Einführungder Jugendschule (ungdomsskole) auf neun Jah-

re verlängert. Dieser Schultyp der Sekundarstufe I ersetzte zwei frühere paralle-

le Schultypen, die Realschule (realskole) und die Fortsetzungsschule (framhaldssko-

le) (siehe Abbildungen 1.2 und 1.3). Die Realschule war akademisch ausgerichtet

und führte zur gymnasialen Oberstufenschule, dem Gymnasium (gymnas), und

dann möglicherweise zur Universität. Die Fortsetzungsschule war eher berufs-

orientiert, verlieh aber keine formalen Abschlüsse.

Die Jugendschule bestand zunächst aus zwei Zweigen, die diesen älteren

Schultypen ähnelten.Die Zweigewurden durch eine flexiblere Einteilung in Leis-

tungsgruppen und schließlich durch leistungsheterogene Klassen ersetzt. Die

Reform war mit der Einführung der neunjährigen Schulpflicht und der Abschaf-

fung der Noten in der sechsjährigen Kinderschule verbunden. Die norwegische

Arbeiterpartei wollte auch die Noten in der Jugendschule abschaffen, aber dieser

Vorschlag stieß auf Widerstand und scheiterte. In den 1990er Jahren wurde das

Einschulungsalter um ein Jahr gesenkt, wodurch die gemeinsame Schulzeit wei-

ter verlängert wurde. Das norwegische Schulsystem sieht heute eine zehnjährige

einheitliche und obligatorische Schulbildung in der siebenjährigen Kinderschule

(barneskole) vor, gefolgt von der dreijährigen Jugendschule (ungdomsskole). In der

Sekundarstufe II setzt das Tracking ein.

In kontinentalen Wohlfahrtsstaaten wird nach wie vor früher selektiert und

separiert.1 Das deutsche Schulsystem ist eines der segmentiertesten der Welt.

In der Weimarer Republik wurde 1920 die vierjährige Grundschule eingeführt.

In den 1950er Jahren bildete die Grundschule die Unterstufe der Volksschule.

Die Mehrheit der Kinder ging in die Oberstufe der Volksschule und dann in die

Berufsausbildung oder auf den Arbeitsmarkt.Nur eineMinderheit besuchte eine

weiterführende Schule, entweder eine Realschule oder ein Gymnasium. In den

1960er Jahren wurde die Zahl der Realschulen und Gymnasien in vielen west-

deutschen Bundesländern erhöht, so auch imbevölkerungsreichsten Bundesland

Nordrhein-Westfalen (NRW).Darüber hinaus wurde eine neue Schulform einge-

führt: die Integrierte Gesamtschule. Trotz ihres Namens und der Absichten der

Reformer war sie keine «echte» Gesamtschule, da die anderen Schulformen nicht

abgeschafft wurden. Die Grundschule wurde von der Oberstufe der Volksschule

abgetrennt, die in eine eigenständige Schulform der Sekundarstufe I, die Haupt-

schule, umgewandelt wurde. Es wurde eine neunjährige, später zehnjährige

Schulpflicht eingeführt (siehe Abbildungen 1.4 und 1.5). In den späten 1970er

1 Die englischsprachigen Länder und die Mittelmeerländer liegen zwischen diesen beiden Polen

(West und Nikolai, 2013).

9



Abbildung 1.1: Alter bei der ersten Selektion im Bildungssystem ausgewählter Länder

Quelle: Europäische Kommission/EACEA/Eurydice (2020)

Abbildung 1.2: Das norwegische allgemeinbildende Schulsystem 1954

Abbildung 1.3: Das norwegische allgemeinbildende Schulsystem 1979
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Jahren schlug die sozialdemokratisch-liberale Regierung in NRW die Einfüh-

rung einer so genannten Kooperativen Schule vor, die die drei traditionellen

Schularten unter einem Dach vereinen sollte. Diese Reform wurde 1978 durch

ein Bündnis von Reformgegnern gestoppt, die über 3,6 Millionen Unterschriften

sammelten. Auch heute noch werden in den meisten Bundesländern die Kinder

im Alter von zehn Jahren auf hierarchisch geordnete weiterführende Schularten

aufgeteilt.2 Die Benotung erfolgt in der Regel ab dem Ende der zweiten Klasse

der Grundschule.

Abbildung 1.4: Das nordrhein-westfälische allgemeinbildende Schulsystem 1954

In diesemBuchwerden die politischen Prozesse hinter diesen Schulreformen

vergleichend und historisch analysiert. Kapitel 2 gibt einen Überblick über die

EntwicklungdernorwegischenunddeutschenSchulsystemebis indie 1950er Jah-

re. Anschließend wird der Zeitraum von etwa 1954 bis 1979 eingehend analysiert.

In dieser Zeit erreichte die Bildungsexpansion weltweit einen nie dagewesenen

Höhepunkt (Meyer et al., 1977). InWestdeutschland war dies die bisher letzte Pe-

riode, in der die Schaffung eines zehnjährigen Gesamtschulsystems zumindest

in den Augen der Reformer kurzzeitig möglich schien. In Norwegen, wie in vie-

len anderen Ländern,wurden «Detracking»-Reformen durchgeführt, dieweitrei-

chender waren als alles, was später versucht wurde (Österman, 2017a). Diese Zeit

war ein kritischer Wendepunkt, der die Schulsysteme bis heute prägt. Die Ein-

heitsschule (enhetsskole) bis zumAlter von 16 Jahrenwurde zu einemfast selbstver-

ständlichenMerkmal der norwegischenGesellschaft,während sie inDeutschland

nie eingeführt wurde, sondern ein höchst umstrittenesThema blieb.

2 Nur drei der sechzehn Bundesländer, Berlin, Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern,

trennen die Schüler etwas später: mit zwölf Jahren (Helbig und Nikolai, 2015, 81). Die ostdeut-

schen Bundesländer haben nach der Wiedervereinigung das Gymnasium wieder eingeführt

(Herrlitz et al., 2009, 238ff; Nikolai, 2018).

11



Die Frage, die dieses Buch zu beantworten versucht, ist, warum die in dieser

Zeit eingeschlagenen schulpolitischen Wege in diesen beiden Fällen so unter-

schiedlich waren. Warum wurde die Abschaffung der parallelen Schultypen, der

Aufteilung in Leistungsgruppen und der Benotung in Norwegen durchgeführt,

während vergleichbare Reformen, die im selben Zeitraum in Westdeutschland

versucht wurden, in ihrem Umfang begrenzt blieben? Warum waren die Refor-

men in Deutschland stark umstritten, nicht aber in Norwegen? Das Buch gibt

historische und fallspezifische Antworten auf diese Fragen, versucht aber auch,

unser allgemeines Verständnis von Spaltungsstrukturen und Koalitionsbildun-

gen in der Schulpolitik weiterzuentwickeln.

Abbildung 1.5: Das nordrhein-westfälische allgemeinbildende Schulsystem 1979

Das Hauptargument des Buches ist, dass die Unterschiede in der Schulent-

wicklung darauf zurückzuführen sind, wie Spaltungsstrukturen (cleavage struc-

tures) im Rokkan’schen Sinne interessenübergreifende Koalitionen ermöglichten

oder behinderten. Die ländliche und religiöse Bevölkerung, viele Volksschullehr-

kräfte sowie Teile der Frauenbewegung wurden in unterschiedliche schulpoliti-

sche Koalitionen eingebunden: eine Koalition aus Sozialdemokratie und Partei-

en der Mitte im norwegischen Fall und eine christlich-konservative Koalition im

deutschen Fall. Das Buch plädiert daher für die Rokkan’sche Spaltungstheorie als

sinnvolle theoretische Linse für vergleichend-historische Analysen der Schulpo-

litik. Rokkans (1999, 2000) Arbeit bietet eine mehrdimensionale Perspektive auf

politischesHandeln und Koalitionsbildung, auf die zurückzukommen sich lohnt.

Im Folgenden wird zunächst ein Überblick über die internationale, verglei-

chende Literatur zu Bildungspolitik und Gesamtschulreformen gegeben. Im

nächsten Schritt wird der theoretische Rahmen des Buches abgesteckt. Zu die-

semZweckwerden die Rokkan’sche Spaltungstheorie sowie eineweitere wichtige

Perspektive vorgestellt, die in der vergleichenden politischen Soziologie häufig

angewandt wird; dieMachtressourcentheorie. AnschließendwerdenHauptargu-
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ment und Aufbau des Buches zusammengefasst. Das Einführungskapitel endet

mit einer Anmerkung zur Geschichte, Fallauswahl undMethodik des Buches.

Gesamtschulreformen in der Forschung

Viele Untersuchungen im Bereich der Bildungsforschung konzentrieren sich auf

die Analyse sozialer Reproduktion in bestehenden Bildungssystemen und weni-

ger darauf, wie Reformen zustande gekommen sind.3 Hierfür gibt es gute Grün-

de.DieUngleichheit vonBildungschancenund-ergebnissen ist einwichtigesThe-

ma. DerMangel an vergleichenden Analysen der Schulpolitik verschiedener Län-

der ist jedoch ein Problem.

Nehmenwir zum Beispiel den deutschen Fall: Seit Jahrzehnten ist man in der

Bildungssoziologie und Erziehungswissenschaft geradezu besessen davon, die

Reproduktion von Ungleichheit im deutschen Bildungssystem zu untersuchen.4

Viele Forschungsergebnisse bekräftigen, dass die Selektion im Alter von zehn

Jahren soziale Konsequenzen hat (Maaz et al., 2008, 242f). Die Unterschiede zwi-

schen den Lernergebnissen an unterschiedlichen Schulen sind in Deutschland

sehr groß, weil die weiterführenden Schulformen so ungleiche Lehrpläne und

Schülerschaften haben (OECD,2016, 226). Auch hängenBildungsergebnisse stark

von derHerkunft ab. ImGegensatz dazu schneidetNorwegen bei internationalen

Vergleichen zur Bildungsgerechtigkeit vergleichsweise gut ab (OECD 1972, 2005,

2010a/b, 2016). Sein einheitliches Schulsystem weist weniger Übergänge auf. Die

Leistungsunterschiede zwischen den Kindern sind geringer als in Deutschland

und es handelt sich in erster Linie um schulinterne Unterschiede (OECD, 2016,

226).

Für die deutsche Schulpolitik haben diese Forschungsergebnisse kaum eine

Rolle gespielt. Die Schlussfolgerung der Wissenschaft, dass die frühe Selektion

imdeutschen Systemdie Reproduktion vonUngleichheit begünstigt, hat nicht zu

Gesamtschulreformengeführt. ImGegenteil: Dasmehrgliedrige Schulsystembe-

steht weiter. Deutsche Politiker äußern regelmäßig den Wunsch nach Chancen-

gleichheit, aber nur wenige von ihnen unterstützen weitreichende Gesamtschul-

reformen.Warum ist das so? Diese Frage ist in derWissenschaft bisher kaumun-

tersuchtworden. Folglichwissenwir viel über die Reproduktion vonUngleichheit

im deutschen Bildungssystem, aber wenig darüber, warum das vermutlich un-

gleichheitsförderndste Merkmal des Systems – Selektion und parallele Beschu-

lung in der Sekundarstufe I – nie erfolgreich reformiert wurde.

3 Für einige Beispiele siehe Shavit/Blossfeld, 1993; Breen at al., 2010; oder die vielen OECD-Stu-

dien über Bildung.
4 Siehe zum Beispiel Becker und Lauterbach (2016), Berger und Kahlert (2008), Hopf (2010) oder

Krüger et al. (2011).
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Einige wenige Studien versuchen, der Frage nachzugehen, warum Gesamt-

schulreformen an einigen Orten erfolgreich umgesetzt wurden, an anderen je-

dochnicht.Baldi (2012)weist in seinemVergleichder bildungspolitischenDiskur-

se der Nachkriegszeit in Großbritannien undDeutschland darauf hin, dass deut-

sche Wissenschaftler ihre Vorstellungen über angeborene Fähigkeiten nur lang-

sam revidierten, was er auf ideelle und strukturelle Hinterlassenschaften aus der

NS-Zeit zurückführt. Ein früherer, ähnlicher Beitrag ist die Arbeit von Heiden-

heimer (1974), in der er versucht, die «unterschiedlichen Ergebnisse der Schulver-

einheitlichungsversuche in Schweden undWestdeutschland» zu erklären. Er gibt

Beispiele für elitäre Einstellungen, die bei deutschen Pädagogen, Lehrenden, Po-

litikern und Eltern vorherrschen. Er vergleicht auch die Rolle der Lehrerorgani-

sationen und stellt fest, dass die deutschen Gymnasiallehrer einen größeren Ein-

fluss hatten als ihre schwedischen Kollegen. Dies wird auf die Tatsache zurück-

geführt, dass sie Teil einer starken Antireform-Koalition mit der Christlich-De-

mokratischen Union (CDU), konservativen Bürokraten und bürgerlichen Eltern-

verbändenwaren.Heidenheimer (1974) kommt zudemSchluss, dass die deutsche

Linke nicht geeint genug war, um diese Herausforderung zu meistern, und ver-

weist auf interneKonflikte. Sowohl Baldi (2012) als auchHeidenheimer (1974)wei-

sen auf wichtige ideologische Unterschiede hin. Sie liefern jedoch keine Erklä-

rung dafür, warum konservative Vorstellungen in Deutschland so lange so stark

blieben, selbst in Teilen derjenigen gesellschaftlichen Milieus, die von Gesamt-

schulreformen hätten profitieren können.

Ein weiteres Argument, das zur Erklärung des deutschen Falles vorgebracht

wurde, ist, dass die föderalistische Struktur die institutionelle Starrheit des

Schulsystems begünstigt (Baldi, 2012; Ertl und Philipps, 2000; Hahn, 1998). Man

kann davon ausgehen, dass der Föderalismus Vetopunkte im Entscheidungs-

prozess erzeugt, weil er eine zusätzliche institutionelle Ebene schafft, auf der

Reformen ausgehandelt werden müssen (Immergut, 1992; Huber/Stephens,

2001). Eine Studie von Erk (2003) zeigt jedoch, dass der deutsche Föderalismus

dazu neigt, einheitliche Merkmale im Bildungswesen zu entwickeln, und dass

die Standardisierung trotz Föderalismus hoch ist. Außerdem konzentriert sich

das vorliegende Buch auf ein Bundesland, nämlich NRW. Theoretisch hätten

nordrhein-westfälische Schulpolitiker die flächendeckende Gesamtschule in

der Sekundarstufe I einführen können, obwohl andere Bundesländer dies nicht

getan haben.Daswäre rechtlichmöglich gewesen,weil die Schulpolitik in die Zu-

ständigkeit der Landesregierungen fällt. Es hätte möglicherweise zu Konflikten

in den Gremien geführt, in denen die Schulpolitik der Länder koordiniert wird.

Solche potenziellen Konflikte mit anderen Bundesländern spielten jedoch in den

Reformdebatten in NRW keine nennenswerte Rolle, wie in späteren Kapiteln

dieses Buches gezeigt wird.

Der bisher wichtigste vergleichende Beitrag ist die Arbeit von Wiborg (2009,

2010), die sich mit der Geschichte der Gesamtschule in Skandinavien, Deutsch-
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land und England beschäftigt.Wiborg kommt zu demErgebnis, dass (1) intensive

Prozesse der Staatsbildung mit Bildungsreformen verbunden waren, aber nicht

erklären können, warum sich das Niveau der vertikalen Differenzierung zwi-

schen Skandinavien und Deutschland so stark unterscheidet (Wiborg, 2009, 47).

Sie zeigt weiter auf, dass (2) «die relative Homogenität der skandinavischen Ge-

sellschaften die Entwicklung eines einheitlichen Bildungssystems begünstigte»

(Wiborg, 2009, 215), aber dass der Unterschied in den Klassenstrukturen nicht

vollständig das Fehlen einer ähnlichen Entwicklung in Preußen erklären kann

(Wiborg, 2009, 215). Sie betont (3) die Bedeutung der liberalen Parteien bei der

Schaffung einer einheitlichen Bildung in Skandinavien durch die Einführung

von Volksschulen und Realschulen, die – theoretisch – allen offen standen (Wi-

borg, 2009, 75ff; 2010, 546ff).Wiborgs (2009, 231; 2010) abschließende Hypothese

lautet, dass (4) «es letztlich die […] Stärke der Sozialdemokratie war, die die

unterschiedliche Entwicklung der Gesamtschule in Skandinavien einerseits und

in Deutschland und England andererseits erklärt». In Skandinavien schlossen

die sozialdemokratischen Parteien Bündnisse mit der liberalen Bauernschaft

und später mit der aufstrebenden Mittelschicht, was es ihnen ermöglichte,

die zehnjährige Einheitsschule einzuführen. Der deutschen und englischen

Sozialdemokratie gelang es nicht, ähnlich starke Allianzen zu bilden.

Dies sind überzeugende Ergebnisse. Die Behauptung, dass die deutsche So-

zialdemokratie ideologisch «in der Vergangenheit verwurzelt» war und es daher

nicht schaffte, dieWähler derMittelschicht zu überzeugen,wird jedoch durch die

Analyse im vorliegenden Buch nicht gestützt (Wiborg, 2010, 554; Sass, 2015). Die

deutsche Sozialdemokratie war ideologisch weniger radikal als die norwegische

Sozialdemokratie,aber siewar tief gespalten.Einige führendePersönlichkeiten in

der Partei unterstützten die Gesamtschule nie vorbehaltlos. Darüber hinaus sind

die unterschiedliche Rollen der Konservativen und der Christdemokraten inNor-

wegenundDeutschland sowie die Bedeutung von anderen Spaltungslinien neben

der Klassenspaltung (wie Staat-Kirche- und Stadt-Land-Spaltung) wichtige Fak-

toren, wie in diesem Buch gezeigt wird.

Auch einige Dissertationen haben sich vergleichend mit Gesamtschulrefor-

men beschäftigt (Edelstein, 2022; Österman, 2017b). Edelstein (2022) hebt vor

allem Faktoren wie institutionelle Pfadabhängigkeit und auf Macht und Legiti-

mation basierende Reproduktionsmechanismen hervor. Österman (2017a, 157f)

zeigt auf, dass das Alter der ersten Selektion in vielen Ländern in den 1960er

und 1970er Jahren nach hinten verschoben wurde und seither relativ stabil ge-

blieben ist. Auf der Grundlage einer quantitativen Analyse der Entwicklung in 31

Industrieländern kommt er zu dem Schluss, dass «Sozialdemokraten eindeutig

häufiger als alle anderen großen Parteien ‹Detracking›-Reformen durchsetzen»

(Österman,2017a, 168).EineDominanz christdemokratischerRegierungen«steht

im Zusammenhang mit einer stärkeren Verfolgung früher Selektion», während

die Rolle von Konservativen und Liberalen in seinen Ergebnissen unklar bleibt
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(Österman, 2017a, 171).Wie er betont, sind «detaillierte Fallstudien» erforderlich,

um zu verstehen, «wie politische Koalitionen im Zusammenhang mit Tracking-

Reformen gebildet werden» (Österman, 2017a, 172). Seine Haupterkenntnis, dass

Sozialdemokraten Protagonisten von Gesamtschulreformen waren, während

Christdemokraten solche Reformen ablehnten, gilt für viele Fälle. Man sollte

jedoch vorsichtig sein mit der Schlussfolgerung, dass Christdemokraten immer

gegen Gesamtschulreformen seien. Im vorliegenden Buch wird gezeigt, dass

die kleine norwegische christdemokratische Partei kein entschiedener Gegner

solcher Reformen war. Tatsächlich war der norwegische Bildungsminister, der

die Einführung der Jugendschule im Jahr 1969 abschloss, ein Christdemokrat,

Kjell Bondevik.

Ein weiterer Beitrag ist die Studie von Busemeyer et al. (2020) über die öf-

fentlicheMeinung zu Bildungsreformen inWesteuropa, in der die Autoren unter

anderem zeigen, dass die öffentliche Unterstützung für das Gesamtschulprinzip

überall hoch zu sein scheint. Selbst in Deutschland stimmen 84 Prozent der Be-

fragten der Studie zu, dass «alle Kinder unabhängig von ihrer sozialen Herkunft

in denselben Schulen unterrichtet werden sollten, damit alle voneinander lernen

können», während 28 Prozent der Befragten der Meinung sind, dass «Kinder mit

unterschiedlichem sozialem Hintergrund in verschiedenen Schulen unterrichtet

werden sollten, um eine gezieltere Förderung zu ermöglichen».5 Wähler linker

Parteien befürworten die Gesamtschule eher undWähler rechter Parteien, wohl-

habendere und höher gebildete Befragte, aber auch die Befragten, die zum ärms-

ten Quintil gehören, sind skeptischer (Busemeyer et al., 2020, 135ff).

Abgesehen von diesen Studien gibt es nur wenige vergleichende Arbeiten,

die sich mit der Geschichte und Politik der Gesamtschule befassen. Hörner et

al. (2015) geben einen nützlichen Überblick über die europäischen Bildungssys-

teme, ohne jedoch die Unterschiede in der Politik der Gesamtschule im Detail

zu analysieren. Klassische Studien wie die von Ringer (1979), Müller et al. (1987),

Archer (2013 [1979]) oder Green (2013 [1990]) helfen, die Entstehungsphasen

von Bildungssystemen zu verstehen, sind aber weniger aussagekräftig, was die

Entwicklung nach dem Zweiten Weltkrieg betrifft. Es gibt viele hervorragende

Einzelfallstudien, die auch als Sekundärquellen für Vergleiche nützlich sind, die

aber keine Erklärungen für die unterschiedliche Entwicklung in verschiedenen

Ländern liefern.6 Einige Studien haben Schulpolitik in OECD-Ländern verglei-

5 Dieses Ergebnis könnte zum Teil auf die Formulierung der Surveyitems zurückzuführen sein.

Die meisten Befürworter des Gymnasiums sind heute vermutlich der Meinung, dass die Aus-

wahl nach Leistung und nicht nach sozialer Herkunft erfolgen sollte.
6 Für den deutschen Fall siehe zum Beispiel Friedeburg (1992), Hahn (1998), Herrlitz et al. (2009),

Ringer (1969) oder van Ackeren und Klemm (2011). Für Analysen des großen schulpolitischen

Konflikts inNRW in den 1970er Jahren siehe Blumenthal (1988), Rösner (1981) und Seifert (2013).

Für Vergleiche zwischen deutschen Bundesländern siehe Edelstein (2022, 2010), Edelstein und

Nikolai (2013), oder Hartong undNikolai (2016). Für den norwegischen Fall siehe Telhaug (1969,
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chend analysiert, allerdings mit Blick auf die Sekundarstufe II, die berufliche

Bildung, die Hochschulbildung oder die Bildungsausgaben (Busemeyer, 2007,

2014; Schmidt, 2007; Garritzmann, 2016,Thelen, 2004, umnur einige zu nennen).

Einige Autoren, wie Busemeyer (2014), betonen zu Recht die Rolle der christlich-

demokratischen Parteien für die Entwicklung der kontinentalen Bildungssys-

teme, ohne jedoch die Auswirkungen auf die Primar- und Sekundarstufe I

darzulegen.

In einem Beitrag über Lehrerorganisationen und Bildungssysteme in aller

Welt, herausgegeben von Terry M. Moe und Susanne Wiborg (2016a), weisen

Moe und Wiborg (2016b) darauf hin, dass die Konzentration auf Lehrerorgani-

sationen ein guter Ausgangspunkt für eine vergleichende Analyse ist, da diese

Organisationen fast überall eine Schlüsselrolle gespielt haben. Dies ist sicherlich

in Norwegen und Deutschland der Fall (Nikolai et al., 2016, Wiborg, 2016). Das

vorliegende Buch ergänzt diese Analysen, indem es eine theoretische Erklärung

dafür liefert, warum die Gymnasiallehrerschaft in Gestalt des Philologenverban-

des in Deutschland politisch erfolgreicher war als in Skandinavien. Das Buch

bezieht auch den Verband Erziehung und Wissenschaft (VBE) in die Analyse des

deutschen Falles ein. Dieser Verband, und seine Wurzeln im politischen Katho-

lizismus, sind oft ignoriert worden, obwohl die durch den VBE repräsentierten

Gruppen eine wichtige Rolle gespielt haben. Die Spaltung zwischen sozialde-

mokratischen und christlichen Lehrern ist eine Ursache für den vergleichsweise

geringeren historischen Einfluss der deutschen Volksschullehrerschaft.

Mehrere Beiträge haben sich dafür ausgesprochen, die Bildungspolitik stär-

ker in die vergleichende Wohlfahrtsstaatsanalyse einzubeziehen, da sich die

bildungspolitischen Pfade westlicher Nationalstaaten mit Typologien wohl-

fahrtsstaatlicher Regime decken (Iversen/Stephens, 2008; West/Nikolai, 2013;

Willemse/de Beer, 2012). Ein Versuch in diese Richtung sind Studien über Par-

teipräferenzen in der Bildungspolitik, die auf Daten des Comparative Manifesto

Project (CMP)7 basieren (Ansell, 2010, Busemeyer et al., 2013). Dieser Datensatz

liefert quantitative Informationen über Parteiprogramme im Zeitverlauf und

enthält eine Variable mit der Bezeichnung «Bildungsexpansion». Diese Variable

unterscheidet nicht zwischen verschiedenen Politikbereichen, sondern umfasst

fast alle Aussagen zur Bildung, unabhängig von ihrem genauen Inhalt.8 Darüber

hinaus haben Ansell (2010) oder Jakobi (2011) die CMP-Daten in ihren Analysen

nur auf einer aggregierten Ebene verwendet. Wie Busemeyer et al. (2013, 526)

1974, 1979), Telhaug und Mediås (2003), Myhre (1971), Dokka (1966, 1986, 1988), Rust (1989), Seip

(1990), Sejersted (2011), Jarning (1993), oder Volckmar (2016). Für eine Analyse der norwegischen

Parteiprogramme siehe Kjøl und Telhaug (1999). Für Fallstudien zu anderen Ländern siehe zum

Beispiel Greveling et al. (2015), Henkens (2004), Husén (1986), Nieminen (2018), Pultar (2021)

oder Rubinstein und Simon (2007).
7 Siehe https://manifesto-project.wzb.eu/
8 Siehe die Kritik an diesemDatensatz in Busemeyer et al. (2013, 528ff).
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betonen, spielen «Länderkontexte und politische Hinterlassenschaften […] eine

entscheidende Rolle bei der Gestaltung des politischen Wettbewerbs um die

Bildungsexpansion», was zur Folge hat, dass Studien, die ausschließlich auf ag-

gregierten Daten beruhen, «größere Variationen auf einer weniger aggregierten

Datenebene (d.h. der Länderebene) sowie Veränderungen im Zeitverlauf aus-

blenden könnten». So kann beispielsweise die Feststellung von Jakobi (2011), dass

die Bildungsexpansion heute von allen Mainstream-Parteien unterstützt wird

und als Konsens angesehen werden sollte, nur aufrechterhalten werden, wenn

man nicht zwischen den vorgeschlagenen bildungspolitischen Maßnahmen dif-

ferenziert, die sehr unterschiedlich sein können. Wie Busemeyer et al. (2020)

zeigen, prägen hitzige Debatten über das Alter der ersten Selektion, die Eintei-

lung in Leistungsgruppen, die Schulwahl durch Eltern oder die Privatschulen

vielerorts noch immer die Schulpolitik.

Daraus kann man schließen, dass sowohl variablen- als auch fallorientierte

Studien für dieWeiterentwicklung des Forschungsfeldes notwendig sind. Insbe-

sondere fehlt es an vergleichend-historischen Studien, die das politische und in-

stitutionelle Umfeld der Akteure in die bildungspolitische Analyse einbeziehen.

Das vorliegende Buch ist ein Schritt in diese Richtung.Es bereichert aktuelle wis-

senschaftliche und schulpolitische Debatten, indem es beleuchtet, wie Koalitio-

nen und Konflikte in der Schulpolitik zustande kommen.

Theoretischer Rahmen

Die empirische Analyse in diesem Buch stützt sich auf zwei klassische theoreti-

sche Perspektiven: die Machtressourcentheorie und die Rokkan’sche Spaltungs-

theorie. Während beide Ansätze für die Analyse der Schulpolitik nützlich sind,

zeigt dieses Buch, dass Schulpolitik von mehr als Klassenkonflikten und materi-

ellen Interessen geprägt ist, so dass der Fokus derMachtressourcentheorie etwas

zu eng ist.9 Die Rokkan’sche Spaltungstheorie liefert ein differenzierteres Ver-

ständnis dafür, wie interessenübergreifende Koalitionen zustande kommen. Im

Folgenden werden beide Ansätze diskutiert.

Machtressourcentheorie

Die Machtressourcentheorie wurde von Walter Korpi (1974, 1978, 1983, 1985),

John D. Stephens (1979) und Gøsta Esping-Andersen (1985, 1990) entwickelt. Kurz

9 Ein ähnliches Argument könnte für verwandte Theorien vorgebracht werden, die sich auf den

Links/Rechts-Gegensatz und wirtschaftliche Interessen konzentrieren, wie partisanshipTheo-

rien (Hibbs, 1977; Schmidt, 1996; Ansell, 2010).
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gesagt argumentieren sie, dass die Entwicklung unterschiedlicher Wohlfahrts-

staatentypen aus der Verteilung von Machtressourcen zwischen sozioökonomi-

schen Klassen und Klassenfraktionen resultiert. Sie befassen sich auch mit klas-

senübergreifenden Koalitionen, um die Ergebnisse sozialer Kämpfe zu erklären.

Eine zentrale Annahme ist, dass «Arbeitgeber und andere Interessengruppen,

die große wirtschaftliche Ressourcen kontrollieren, es üblicherweise vorziehen,

Verteilungsprozesse in den Kontext von Märkten zu stellen, wo wirtschaftliche

Vermögenswerte strategische Ressourcen darstellen und […] dazu neigen, die

Arbeitermacht zu überflügeln» (Korpi, 2006, 173). Als Reaktion darauf müssen

sich diejenigen, die nicht über große Kapitalmengen verfügen, in Parteien und

Gewerkschaften organisieren und versuchen, einige Aktivitäten aus dem Markt

herauszunehmen, um soziale Staatsbürgerrechte und Dekommodifizierung zu

erreichen (Korpi, 2006; Esping-Andersen, 1990, 35ff).

In dieser Literaturwird demBildungssystem traditionell wenigAufmerksam-

keit geschenkt. Das Konzept der sozialen Staatsbürgerrechte (social citizenship)

wurde jedoch erstmals von T.H.Marshall (1950, 11) definiert als «das gesamte

Spektrum vom Recht auf ein Mindestmaß an wirtschaftlichem Wohlstand und

Sicherheit bis hin zum Recht, […] ein zivilisiertes Leben nach den in der Gesell-

schaft vorherrschenden Normen zu führen». Marshall (1950, 11, 25f) vertrat die

Auffassung, dass «die Institutionen, die am engsten mit [sozialen Staatsbürger-

rechten] verbunden sind, das Bildungssystem und die sozialen Dienste sind»,

und argumentierte, dass der erste Schritt zur Etablierung sozialer Rechte im

20. Jahrhundert die Ausweitung der öffentlichen Volksschulbildung im 19. Jahr-

hundert war. Im Einklang mit Marshalls Denken können die Bildungsexpansion

und -reformen nach dem Zweiten Weltkrieg als eine Erweiterung der sozialen

Staatsbürgerrechte betrachtet werden.

Die Machtressourcentheorie ist eine an Akteuren und Konflikten orientierte

Theorie. Korpi (2006) bietet eine nützliche Unterscheidung zwischen verschiede-

nenArten vonAkteuren.Protagonisten (protagonists) werden vonKorpi (2006, 182)

als «Agenda-Setter» bei der Ausweitung der «sozialen Staatsbürgerrechte» defi-

niert. Zustimmer (consenters) sind Akteure, die entweder aus Angst vor den Reak-

tionen der Wähler von der Opposition zur Zustimmung wechseln oder die «ver-

suchen, die Politik so zu ändern, dass sie ihren zweitbesten oder sogar niedri-

geren politischen Präferenzen entspricht, und die, wenn sie erfolgreich sind, ei-

nem überarbeiteten Vorschlag zustimmen können» (Korpi, 2006, 182). Mit ande-

renWorten: Zustimmer sind zu Kompromissen bereit. Antagonisten (antagonists)

sind Akteure, die sich während des gesamten politischen Entscheidungsprozes-

ses einer Politik widersetzen. Es ist wichtig zu bedenken, dass Protagonisten ei-

ner bestimmtenReform,zumBeispiel einerGesamtschulreform, inBezug auf ein

anderesPolitikfeld,zumBeispiel dieDezentralisierungderLandschulen,Zustim-

mer oder Antagonisten sein können.
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Um zu verstehen, warum einige Akteure bei der Durchsetzung ihres politi-

schen Programms erfolgreicher sind als andere, ist es hilfreich, die Verteilung der

Machtressourcen zwischen ihnen zu betrachten. Korpi (1985, 33) definiertMacht-

ressourcen «als die Eigenschaften (Fähigkeiten oderMittel) von Akteuren (Indivi-

duen oder Kollektiven), die es ihnen ermöglichen, andere Akteure zu belohnen

oder zu bestrafen». Dies bedeutet, dass Machtressourcen in einer relationalen

Weise definiertwerdenundauchdann relevant sind,wenn sie nicht aktiviertwer-

den. Korpi (1985) vertritt außerdem die Auffassung, dass indirekte Machtstrate-

gien denVerwaltern vonMachtressourcen helfen, dieMobilisierung und denEin-

satz ihrerRessourcenzuvermeiden,dadiesermitKosten verbundenwäreunddie

Unsicherheit erhöhenwürde. Eine solche Strategie ist der Versuch, die Schaffung

undGestaltung von Institutionen zu beeinflussen. Institutionenwerden vonKor-

pi (1985, 38) als «Überbleibsel frühererAktivierungen vonMachtressourcen,oft im

Zusammenhangmitmanifesten Konflikten, die vorläufig durch verschiedene Ar-

ten von Kompromissen beigelegt wurden», konzeptualisiert.10 Eine weitere von

Korpi diskutierte Strategie ist der Versuch, Ideologien und Überzeugungen an-

derer Akteure zu beeinflussen. Korpi (1985, 34) spricht von normativenMachtres-

sourcen: «Versuche, Ideologien zu entwickeln und zu verbreiten und Legitimität

zu kultivieren, können als Konversionstechniken zur Senkung der Machtkosten

betrachtet werden» (Korpi, 1985, 39). Das vorliegende Buch analysiert Machtres-

sourcen und Ideologien von kollektiven Akteuren in schulpolitischen Konflikten.

Es untersucht ihre interne ideologische Einheit sowie die Frage, welche ideologi-

schen Argumente in den beiden Fällen hegemonial wurden.11

In der Machtressourcentheorie wird davon ausgegangen, dass kollektive Ak-

teure wie Parteien «die entscheidende Vermittlerrolle» in Bezug auf die politi-

sche Artikulation von Klasseninteressen spielen (Huber/Stephens, 2001, 17). Kor-

pi (2006, 174) definiert Klasse als «Kategorien von Individuen, die relativ ähnliche

Positionen oder Situationen auf den Arbeitsmärkten und in den Beschäftigungs-

beziehungen teilen». Es ist eine empirische Frage, inwieweit sich Kategorien von

ähnlich positionierten Individuen durch kollektives Handeln organisieren oder

10 Siehe Thelen (1999, 2003) und Streeck undThelen (2005) für ähnliche Diskussionen über insti-

tutionellenWandel.
11 Im weiteren Verlauf dieses Buches wird der gebräuchlichere Begriff «Ideologie» anstelle von

«normativen Machtressourcen» verwendet. Der Begriff Ideologie im «schlimmsten Sinne des

Wortes» ist oft so verstanden worden, dass er «ein dogmatisches System ewiger und absoluter

Wahrheiten» (Gramsci, 1972, 407)meint.Gramsci hat eine solcheAuffassung zuRecht kritisiert.

Die meisten Sozialwissenschaftler des 20. Jahrhunderts sind sich einig, dass sich der Begriff

eher sachlich auf ein kohärentes Bündel von Ideen bezieht (Knight, 2006).Der Begriff Hegemo-

niewurde vonGramsci (1972, 161, 182) als eine strategische Führungspraxis definiert, die auf die

Herstellung von Zustimmung abzielt und auf der Bildung vonKoalitionen zwischen einer herr-

schenden Gruppe und subalternen Gruppen beruht, was ein gewisses Maß an Kompromissen

beinhaltet (Opratko, 2012, 43). In diesem Sinne ist der Begriff mit dem Fokus dieses Buches auf

interessenübergreifende Koalitionsbildung in der Schulpolitik vereinbar.
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eine Gruppenidentifikation entwickeln. Allerdings macht Korpi (2006, 173) deut-

lich:

«Die sozioökonomische Klasse stellt [nur] eine der der vielfältigen Linien potenziel-

lerSpaltungsliniendar (einschließlich solcher andererwieReligion,Ethnizität,Beruf

undWirtschaftssektoren), umdie herumkollektivesHandeln […]mobilisiert werden

kann. Das Ausmaß, in dem querverlaufende Konfliktlinienmobilisiert werden, wird

von strukturellen Faktoren beeinflusst, aber der Verteilungskampf konzentriert sich

auch darauf, die relative Bedeutung dieser konkurrierenden Konfliktlinien zu beein-

flussen.»

Aus diesem Grund wäre es zu einfach anzunehmen, dass kollektive Akteure,

wie Parteien, Klasseninteressen immer eindeutig vertreten. Sie müssen sich

auch in Bezug auf andere Spaltungslinien positionieren. Dies kann zu internen

Konflikten führen oder breite interessenübergreifende Bündnisse festigen, je

nachdem, welche Strategien die Akteure als Reaktion auf die Spaltungsstruktur

verfolgen. Der Schlüssel zum Verständnis der Entwicklung von Wohlfahrtsstaa-

ten liegt darin, zu verstehen, welche Art von interessenübergreifender Koalition

in einem Land existiert (Esping-Andersen, 1990, 30). Wie Esping-Andersen

(1990) zeigt, war die Koalition zwischen den skandinavischen Bauern und der

Arbeiterbewegung in Skandinavien von zentraler Bedeutung. Die Entwicklung

der kontinentalen Wohlfahrtsstaaten, wie Deutschland, ist eng mit der Stärke

der christlich-demokratischen Parteien und der katholischen Kirche verbunden

(Huber/Stephens, 2001, 16ff; Manow/van Kersbergen, 2009). Wie Manow und

van Kersbergen (2009, 14ff) betonen, liefert die Machtressourcentheorie jedoch

keine systematische Erklärung dafür, warum sich die Mittelschichten in einigen

Ländern auf die Seite der Sozialdemokratie, in anderen aber auf die Seite der

christdemokratischen Parteien geschlagen haben.

Stein Rokkans Theorie der Spaltungslinien

Stein Rokkans Spaltungstheorie (cleavage theory) kann helfen, ein differenzierte-

res Verständnis dafür zu entwickeln,wie solche politischen Koalitionen zustande

kommen. Rokkan (1999, 276) geht davon aus, dass politische Konflikte aus vielen

Interaktionen in einer sozialen Struktur resultieren können, aber nur einige we-

nige zu einer Polarisierung und damit zu Spaltungslinien führen.Rokkan hat den

Begriff der Spaltungslinie (cleavage) nie definiert. Sein Verständnis des Konzepts

bleibt implizit und an fundierte historische Analysen gebunden.Eine Lektüre sei-

nes Werks zeigt jedoch, worauf sich der Begriff bezieht. Kurz gesagt sind Spal-

tungslinien lang andauernde, stark polarisierte politische Konflikte oder, in Flo-

ras (1999, 7, 34–39)Worten, «fundamentale Oppositionen innerhalb einer territo-
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rialenBevölkerung»,die sichdurchvergleichbareBedeutungundDauerhaftigkeit

auszeichnen. Spaltungslinien haben strukturelle, ideologische und organisato-

rische Dimensionen. Sie basieren auf verschiedenen «sozialen Gruppierungen»,

und zeichnen sich durch jeweilige «kulturelle Besonderheiten» und «organisato-

rische Netzwerke» aus (Bartolini, 2000, 25, Bartolini undMair, 1990, 212–249).

In der Literatur über Spaltungslinien ist nicht immer klar, inwieweit sich der

Begriff auf Strukturen bezieht, die uns aus der Vergangenheit überliefert wur-

den und die das Handeln begrenzen und lenken, oder auf veränderbare ideologi-

sche und politische Konfigurationen der Gegenwart, die durch politisches Han-

deln konstituiert werden. In diesem Buch werden Spaltungslinien als beides ver-

standen,weil sie Struktur undHandeln imLaufe der Zeitmiteinander verbinden.

Sie haben historischeWurzeln und stellen Begrenzungen für die politischen, kol-

lektiven Akteure von heute dar, in dem Sinne, dass sie Institutionen, Identitäten

und Ideologien geformt und damit auch die Akteure selbst geprägt haben. Den-

noch existieren sie nur durch Handeln. Sie werden in laufenden politischen Kon-

flikten immer wieder neu geschaffen und sind daher bis zu einem gewissen Grad

offen für Veränderungen (Lipset und Rokkan, 1967, 6). Für die ideologischen Aus-

prägungen von Spaltungslinien bedeutet dies, dass soziale Bewegungen, Partei-

en und Organisationen zwar ideologisch mit ihren Vorläufern verbunden sind,

es aber jeder Generation obliegt, politische Interessen und damit den Inhalt der

Spaltungslinien neu zu definieren. In dem Maße, wie sich die strukturellen und

materiellen Bedingungen ändern, passen die Akteure ihre Ansichten, Ziele und

Organisationsformen strategisch an, jedoch nicht ohne Bezugnahme auf die alt-

hergebrachten Gegensätze, die ihre politische Identität geprägt haben.Während

kritischer Phasen erhalten die Entscheidungen und Strategien der Akteure eine

besondere Bedeutung und können die Weichen für künftige Ereignisse stellen

(Mjøset, 2000, 192).

Spaltungslinien können sich gegenseitig verstärken, überlagern oder über-

schneiden. Sie können in ihrer Intensität variieren, so dass einige stärker her-

vortreten als andere. Spaltungslinien sollten nie für sich allein analysiert werden,

da territoriale Gebiete von Interdependenzen zwischen Spaltungslinien gekenn-

zeichnet sind (Rokkan, 1999, 309; Lipset und Rokkan, 1967). Rokkan verwendet

den Begriff Spaltungsstruktur (cleavage structure), um eine Kombination von Spal-

tungslinien zu beschreiben, die die soziale Struktur und das politische System

eines Gebiets charakterisiert (Flora, 1999, 7, 34f). Er identifiziert mehrere kriti-

sche historische Phasen, die zu Spaltungslinien geführt und politische Systeme

geformt haben (Rokkan 1999, 303–319, Tabelle 1.1).

Was die organisatorische Artikulation von Spaltungslinien betrifft, widmet

Rokkan (1999) den politischen Parteien diemeiste Aufmerksamkeit. Eswird deut-

lich, dass Parteien mehreren Spaltungslinien Ausdruck verleihen können (Sass,

2020). Selbstwenn sie sich hauptsächlich auf eine bestimmte Spaltungslinie stüt-

zen, müssen sie sich in Bezug auf andere Spaltungslinien positionieren. Neben
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demWahlkanal der Entscheidungsfindung weist Rokkan (1999, 261–273) auf den

korporativen Kanal als eine weitere Form der Artikulation von Spaltungslinien

hin. Er diskutiert zum Beispiel die Rolle von Gewerkschaften, Bauern- und Fi-

schereiverbänden oder Arbeitgeberorganisationen. Die Rokkan’sche Spaltungs-

theorie bezieht sich also nicht nur auf das Parteiensystem.

Tabelle 1.1: Spaltungslinien in Norwegen und Rheinland/Westfalen/NRW

Spaltungslinie Ausgeprägtheit in Norwegen Ausgeprägtheit in Rheinland/

Westfalen/NRW

Staat – Kirche Niedrig Hoch

Zentrum – Peripherie Hoch Niedrig

Stadt – Land Hoch Niedrig

Arbeitnehmer – Eigentümer

(Klasse)

Hoch Hoch

Kommunistisch – sozialistisch Mittel

(hoch in den 1920er Jahren)

Hoch

Von Rokkan nicht diskutiert:

Männer – Frauen

Mittel Niedrig

Die ältesten Spaltungslinien sind nach Rokkans Ansicht die zwischen Zen-

trumundPeripherie und zwischenStaat undKirche.Die Spaltungslinie zwischen

Zentrum und Peripherie war im protestantischen Norden besonders ausgeprägt.

In Norwegen kam sie in der Gründung der Liberalen Partei (Venstre) zum Aus-

druck, die eine breite Oppositionsbewegung von Bauern, ethnischen Randgrup-

pen und städtischen Außenseitern gegen die städtischen Eliten war, die sich in

der Konservativen Partei (Høyre) organisierten (Rokkan, 1999, 375; 1966). Die Spal-

tung zwischen Staat und Kirche war weniger ausgeprägt, da die protestantische

Staatskirche in den Prozess der Nationenbildung eingebunden war. Andersden-

kendeGruppenprotestantischerMinderheitenwurden in die Bewegungder Peri-

pherie integriert.Weder diese religiösenMinderheiten noch die Staatskirche be-

kämpftendieVersuchedesStaates,dasBildungssystemzukontrollieren (Rokkan,

1999, 286ff). 1933 wurde in Norwegen eine kleine christlich-demokratische Partei

(Kristelig Folkeparti) gegründet, die vor allem Laien aus dem ländlichen Raum ver-

trat, und von diesem Zeitpunkt an wurden Konflikte zwischen Staat und Kirche

etwas deutlicher.

In den religiös gemischtenGebieten auf demKontinent entstandenBewegun-

gen vonprotestantischenDissidentenundkatholischenMinderheiten.Dies führ-

te zu erbittertenKonflikten zwischenStaat undKirche,nicht zuletzt imBildungs-

bereich. InDeutschlandgründetenKatholikendieultramontaneZentrumspartei,

die in Opposition zum protestantischen preußischen Staat stand. Sie wurde von

katholischen Arbeitern und dem katholischen Bürgertum unterstützt und war in

23



den Provinzen Rheinland und Westfalen stark. Die deutsche katholische Bewe-

gung umfasste zahlreiche Organisationen, darunter auch Lehrerverbände. Nach

dem Zweiten Weltkrieg trat die CDU in die Fußstapfen der Zentrumspartei und

blieb, obwohl sie die Vereinigung von Protestanten und Katholiken anstrebte, die

wichtigste Vertreterin katholischer Interessen in Deutschland (Schmitt, 1989).

Darüber hinaus entwickelte sich im protestantischen Norden Europas eine

Kluft zwischen Stadt und Land; zwischen Produzenten von Primärgütern und

dem Bürgertum in den Städten. In einigen Fällen führte dies zur Gründung von

Agrarparteien. InNorwegen brach 1920 die agrarische Zentrumspartei (Bondepar-

ti/später Senterparti) aus der Peripherie-Koalition innerhalb der Liberalen Partei

aus (Rokkan, 1999, 375). In vonGroßgrundbesitz geprägten Volkswirtschaftenwie

Preußen oder dem Vereinigten Königreich wurden agrarische Interessen in kon-

servative Bündnisse integriert (Flora, 1999, 40f). In religiös gemischten Gebieten

organisierten katholische Parteien die katholischen Bauern. Der politische Ka-

tholizismus tendierte dazu, die Zentrum-Peripherie- und später die Stadt-Land-

Konflikte zu überlagern (Rokkan, 1999, 309). Auch im Rheinland und in Westfa-

len war die Spaltungslinie zwischen Land und Stadt nicht so ausgeprägt, da es

sichumdicht besiedelte, industrialisierteGebietemitwenigen ländlichenFlecken

handelte.Wie in diesemBuch gezeigt wird,wurden die Interessen des ländlichen

Raums in die Agenda der CDU integriert.

Der Klassengegensatz zwischenArbeitern undKapitaleignernwurde imZuge

der Industrialisierung deutlich und führte fast überall zur Gründung von Arbei-

terparteien, wodurch sich die europäischen Parteiensysteme einander annäher-

ten (Rokkan, 1999, 290). Die Arbeiterbewegungen waren oft durch interne Kon-

flikte gekennzeichnet, die u.a. auf widersprüchlichen Vorstellungen von Natio-

nalität und internationaler Solidarität beruhten. Rokkan (1999, 307, 334ff) kommt

zu dem Schluss, dass diese kommunistisch-sozialistische Spaltungslinie in den

Ländern am größten war, in denen Konflikte über die nationale Identität unge-

löst blieben. Die deutsche Arbeiterbewegung war nach 1918 tief gespalten. Auch

in Norwegen gab es in den 1920er Jahren, als sich die norwegische Arbeiterpar-

tei radikalisierte, massive Konflikte innerhalb der Arbeiterbewegung.12 Im Jahr

1961 wurde die Sozialistische Volkspartei (Sosialistisk Folkeparti, später Sosialistisk

Venstre) gegründet. In Deutschland wurde die kommunistische Partei (KPD) 1956

verboten. Später wurde mit der DKP eine neue kommunistische Partei gegrün-

det, die gemessen an Stimmenanteilen unbedeutend blieb. Die kommunistisch-

12 Die norwegische Arbeiterpartei der 1920er Jahre vertrat die radikale Strömung und trat der

Komintern bei, was zur Gründung einer sozialdemokratischenMinderheitspartei führte. Spä-

ter wurde eine schwache kommunistische Partei gegründet. In der deutschen Arbeiterbewe-

gung vertrat die Mutterpartei die gemäßigte, sozialdemokratische Strömung, während Min-

derheiten ausgeschlossen wurden oder die Partei verließen, um radikale oder kommunistische

Alternativparteien zu gründen.
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sozialistische Spaltungslinie blieb dennoch in Deutschland aufgrund der Teilung

des Landes stark ausgeprägt. Die Arbeiterbewegung war gespalten in eine anti-

kommunistische, rechtere Strömung und eine Strömung oft jüngerer linker Ra-

dikaler.

Eine letzte Spaltungslinie wurde von Rokkan nicht theoretisiert, nämlich die

zwischen den Geschlechtern. Das Geschlecht ist ein politisch spaltender Faktor

vonBedeutung undDauerhaftigkeit und sollte deshalb in dieTheorie undAnalyse

vonSpaltungsstrukturen einbezogenwerden (Sass undKuhnle,2022).Strukturell

beruht die Geschlechterspaltung auf der politischen, sozialen und wirtschaftli-

chen Unterordnung der Frauen. Ideologisch drückt sie sich durch Narrative aus,

die dieseUnterordnung legitimieren,unddurchdie Entwicklung vonGegeniden-

titäten und Forderungen von Frauenaktivistinnen und ihrenmännlichen Sympa-

thisanten. Politisch artikuliert wurde und wird sie durch die Organisationen der

Frauenbewegung, einschließlich derOrganisationen von Lehrerinnen,unddurch

ihre Gegner. Diese Gegner konnten bisweilen auch unter Liberalen und Sozialde-

mokraten zu finden sein. Dies verdeutlicht, dass die Geschlechterspaltung quer

zur Klassenspaltung verlaufen kann.13

Der historische Ursprung der Geschlechterspaltung sollte auf die erste Wel-

le der organisierten Frauenbewegung datiert werden, etwa von den 1880er bis zu

den 1920er Jahren. In den 1930er bis 1950er Jahren trat sie in den Hintergrund,

gewann aber während der zweitenWelle der Mobilisierung von Frauen, etwa von

den 1960er bis 1980er Jahren,wieder an Bedeutung.WieTherborn (2004, 71f) fest-

stellt, waren die patriarchalischen Regeln umso rigider, je weiter man sich von

Nordwesteuropa nach Süden und Osten bewegte, auch innerhalb Europas selbst.

In Skandinavien wurden Frauenrechte wesentlich früher durchgesetzt als im üb-

rigen Europa, und die Frauenbewegungen waren vergleichsweise einflussreicher

und geschlossener (Therborn, 2004, 79ff). Die protestantischen Staatskirchen in

SkandinavienakzeptiertendasRechtdesStaates,Familienangelegenheiten zu re-

geln, was bei der katholischen Kirche nicht der Fall war (Therborn, 2004, 78).Wie

in Kapitel 5 gezeigt wird, spielte die Geschlechterspaltung in der Schulpolitik ei-

ne Rolle, auch wenn sie nicht zu den dominantesten Spaltungslinien gehörte. In

Norwegen waren diese Konflikte etwas ausgeprägter.

13 Heute sehen sich die politischen Parteien zunehmend gezwungen, sich in Bezug auf die Ge-

schlechterspaltung zu positionieren. Sie spiegelt sich in der Gründung feministischer Parteien

in Schweden undNorwegenwider und vor allem imWachstum rechter Parteien und Bewegun-

gen mit antifeministischer Agenda. Wie eine wachsende Zahl von Forschungsarbeiten zeigt,

wählen Männer eher solche Parteien als Frauen, während Frauen sich zunehmend nach links

wenden (Abendschön/Steinmetz, 2014; Campbell, 2017; Immerzeel et al., 2015; Iversen/Rosen-

bluth, 2010, 110ff).
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2 Zurück zu den Wurzeln

Dieses Buch befasst sich in erster Linie mit den Schulreformen der 1950er bis

1970er Jahre. Die Bedingungen für Reformen hingen jedoch mit historischen

Hinterlassenschaften zusammen.Dieses Kapitel fasst daher die Entwicklung der

nationalen Schulsysteme in Norwegen und Preußen/später NRW zusammen.

Es gibt Aufschluss darüber, wie sich politische Spielfelder entwickelten und

Spaltungslinien zum Ausdruck kamen, die die Schule als Institution prägten.

Wie wir sehen werden, trugen Unterschiede in den Spaltungsstrukturen schon

früh zu Unterschieden in der schulpolitischen Entwicklung bei. Allerdings gibt

es auch Gemeinsamkeiten: Beide Schulsysteme bestanden bis in die 1950er Jahre

aus Volksschulen, gefolgt von gegliederten Schulformen der Sekundarstufe I

und II. Der Schwerpunkt des Kapitels liegt auf der allgemeinen Grund- und

Sekundarschulbildung.

Das norwegische Schulwesen bis in die 1950er Jahre

Die Ursprünge des norwegischen Schulsystems

Die christliche Erziehung der norwegischen Kinder wurde ursprünglich von der

dänisch-norwegischenKirche kontrolliert. Ein nationales Bildungssystementwi-

ckelte sich schrittweise ab dem 18. Jahrhundert. Im Jahr 1739 erließ der dänisch-

norwegische König Kristian VI. (1730–1746) eine Verordnung über Schulen auf

dem Land (allmueskoler), die vorsah, dass alle Kinder zwischen sieben und zwölf

Jahren mindestens drei Monate im Jahr zur Schule gehen sollten. Während des

gesamten 18. und bis weit ins 19. Jahrhundert hinein bestand für die Mehrheit

der Kinder der Unterricht vor allem aus Erziehung zumChristentum. Sie lernten

zu lesen und mussten christliche Schriften und Gebete auswendig lernen (Tveit,

1991, 95ff). Die pietistische allmueskole baute auf der Vorstellung auf, dass die

Bevölkerung in ihrer Mehrheit «faul und dumm» sei (Telhaug/Mediås, 2003,

36). Die Lehrer der allmueskole gehörten zu den ärmsten Gruppen der Bevölke-

rung. Die allmueskole wurde der Bevölkerung von oben aufgezwungen und sollte

das einfache Volk Respekt vor Kirche und König lehren. Dennoch führten die

Reformen bis um 1800 zur Ausrottung des Analphabetismus (Tønnessen, 2011,

23).

Neben der allmueskole entwickelten sich latinskoler (Lateinschulen) als Schul-

typ für die Eliten. Ursprünglich bereiteten sie auf den Kirchendienst vor, nach
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und nach aber auch auf den Staatsdienst. Realskoler oder borgerskoler (Realschu-

len) wurden als ein anderer Typ von Sekundar- oder Mittelschule mit einemmo-

dernenLehrplan gegründet,der teilweise vonden IdeenderAufklärung inspiriert

war (Myhre, 1971, 27).Diese Schulenwurden vor allem von der neuenKaufmanns-

schicht getragen,die für ihreKinder eine andereArt vonBildunganstrebte,als die

Lateinschulen bieten konnten.ZuBeginndes 19. Jahrhunderts hatten diese Schu-

len dreimal so viele Schüler wie die Lateinschulen (Tønnessen, 2011, 21f).

Im Jahr 1809wurdenMathematik,moderneSprachenundNaturwissenschaf-

ten indenLehrplanallerweiterführendenSchulenaufgenommen.DieneuenVor-

schriften ermöglichten die Zusammenlegung von Realschulen und Lateinschu-

len, so dass Schüler, die nicht die Absicht hatten, eine Universität zu besuchen,

eine Ausbildung ohne Latein erhalten konnten (Myhre, 1971, 28f). In dieser Zeit

war die norwegische Identität keinThema in den Schulen. Die Lehrbücher waren

alle entweder auf Dänisch oder Deutsch verfasst. Pietistische Erziehungsideale

blieben bis etwa 1840 dominant (Tveit, 1991, 113; Telhaug/Mediås, 2003, 54).

Tabelle 2.1: Bevölkerung in Norwegen, 1735–2015

Jahr Bevölkerung

1735 616 109

1800 881 499

1850 1 384 149

1900 2 217 971

1920 2 616 274

1940 2 963 909

1950 3 249 954

1955 3 410 726

1960 3 567 707

1965 3 708 609

1970 3 863 221

1975 3 997 525

1980 4 078 900

2000 4 478 497

2015 5 165 802

Quelle: Statistik Norwegen (SSB)

Nach den Napoleonischen Kriegen war Dänemark gezwungen, Norwegen

an Schweden abzutreten. Dies war bei den norwegischen Eliten unpopulär. Eine

Gruppe von 112 norwegischen Beamten, Geschäftsleuten, Bauern und einigen
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Aristokraten kam am 10. April 1814 zusammen, um eine norwegische Verfassung

auszuarbeiten.Am17.Mai 1814wurdedieVerfassungunterzeichnet.Sie gewährte

allen männlichen Bauern, Beamten und dem kleinen städtischen Bürgertum das

Wahlrecht für das norwegische Parlament.DerGroßteil der Bevölkerung bestand

aus Kleinpächtern, Landarbeitern und Lumpenproletariat (Bull 1969, 32ff). Nach-

dem Norwegen seine Unabhängigkeit erklärt hatte, griff Schweden Norwegen

an, so dass die norwegische Regierung schließlich die Union mit Schweden und

dem schwedischen König akzeptieren musste. Während Schweden die Außen-

politik der Union dominierte, war Norwegen innenpolitisch relativ unabhängig.

Im Jahr 1821 wurden dem kleinen norwegischen Adel alle Privilegien entzogen

(Bull, 1969, 9). 1833 erlangten die Bauern zum ersten Mal eine knappe Mehr-

heit im norwegischen Parlament; ab 1836/37 wurde die Kommunalverwaltung

demokratisiert.

Die Schule als Institution der Nationenbildung

In den Jahren 1848 bis 1851 bildete sich erstmals eineMassenbewegung von Arbei-

tern, Bauern, Gesellen und Bediensteten, doch die Thrane-Bewegung, die nach

ihremAnführerMarcusThrane benanntwar,wurde niedergeschlagen (Bull, 1960,

26ff). Ab etwa 1860 setzte die Industrialisierung ein und die Mittelschicht wuchs.

Es entwickelte sich eine liberale Bewegung,die sich gegendas alte Regimeder ho-

hen Beamten und die Union mit Schweden wandte. Die Bewegung trug den Na-

men Venstre, wörtlich «die Linke», aufgrund ihres Sitzes auf der linken Seite des

Parlaments. Sie wurde hauptsächlich durch den gemeinsamenWunsch nach na-

tionaler Unabhängigkeit zusammengehalten (Sejersted, 2011, 52). 1883/1884 wur-

de die Liberale Partei (Venstre) gegründet, die viele Jahrzehnte lang die norwegi-

sche Politik dominierte. 1884 errangen die Liberalen erstmals eine Mehrheit im

Parlament undkamenandieMacht. Im selben Jahrwurde dieKonservative Partei

(Høyre, wörtlich «die Rechte») gegründet, die höhere Beamte und die oberen Rän-

gederKirchevertrat.Abden 1870er Jahrenentstanden inverschiedenenBranchen

Gewerkschaften. Im Jahr 1887 wurde die norwegische Arbeiterpartei (Arbeiderpar-

tiet) gegründet, gefolgt von der Gründung des norwegischen Gewerkschaftsbun-

des (Landsorganisasjonen) im Jahr 1899. Im Jahr 1903 wählte die Bevölkerung der

nördlichen Provinzen Finnmark und Troms die ersten vier Vertreter der Arbeiter-

partei ins Parlament (Bull, 1969, 70).

Die ethnische Gemeinschaft des norwegischen Volkes wurde zu einem wich-

tigen Thema. Konflikte zwischen Zentrum und Peripherie sowie zwischen Stadt

und Land wurden immer deutlicher. Wichtige Persönlichkeiten wie der Bauern-

sohn Ivar Aasen vertraten die Ansicht, dass die norwegische Kultur und Sprache

auf dem Land die wahre norwegische Seele repräsentierten, während die Kul-

tur in den Städten dänischen Ursprungs, unecht und elitär sei. Von den 1840er
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bis zu den 1870er Jahren entwickelten Aasen und andere eine Schriftsprache, die

auf norwegischenDialekten und demAltnorwegischen basierte; sie wurde Lands-

mål, später Nynorsk (Neu-Norwegisch) genannt. Andere, wie Marcus Jacob Mon-

rad undBjørnstjerne Bjørnson, vertraten die Ansicht, dass Kultur transnationaler

Natur sei und durch die städtischen Eliten nachNorwegen gekommen sei. Bjørn-

son schlug vor, die norwegische Variante des Dänischen Riksmål (später Bokmål)

zu nennen (Telhaug/Mediås, 2003, 57). Im Jahr 1885 beschloss das norwegische

Parlament, dass das neue Landsmål dem Riksmål als offizielle Schriftsprache in

Schulen und im Staat gleichgestellt werden sollte. Ab 1892 waren beide Schrift-

sprachen des Norwegischen als Unterrichtssprache in der Volksschule zugelas-

sen, und es wurde festgelegt, dass Kinder beide Formen lesen lernen sollten. Bis

1900 hatten etwa 250 Schulbezirke, vor allem inMittel- undWestnorwegen sowie

in einigen Teilen Nordnorwegens, Landsmål als Hauptschriftform in den Schulen

eingeführt (Haugland et al., 2002, 87f).

In den 1850er und den 1860er Jahren entwickelte sich eine Bildungsreformbe-

wegung. Sie wurde von Ideen der Aufklärung und des romantischen Idealismus

beeinflusst, die aus Deutschland undDänemark stammten. Ein optimistischeres

Menschenbild ersetzte pessimistische, pietistische Vorstellungen (Telhaug/Me-

diås, 2003, 55f). Die Stellung der Volksschullehrerschaft wurde gestärkt, Semina-

re wurden eingerichtet und die Gehälter erhöht (Tønnessen, 2011, 35f). Die all-

mähliche Demokratisierung der norwegischen Gesellschaft bedeutete, dass die

Bevölkerung nicht mehr nur aus Untergebenen bestand, sondern aus Bürgern,

die entsprechenderzogenwerdenmussten (Telhaug/Mediås,2003,59ff).Mitdem

Gesetz über die allmueskole auf dem Land (lov om allmueskolen på landet) von 1860

wurden Geschichte und Geografie Teil des Lehrplans. Die Volksschulgesetze von

1889 setzten diesen Trend fort, indem sie Geschichte, Geografie und Naturwis-

senschaften zu Pflichtfächern machten und die Zahl der Unterrichtsstunden er-

höhten. Ab 1889 wurden die Schuldirektoren zur einzigen Aufsichtsbehörde für

die Schulen.Bischöfe unddieVorsitzendenderDiözesenhatten keinMitsprache-

rechtmehr.Viele Schuldirektoren engagierten sich politisch in den großenBewe-

gungen der Zeit: in der Abstinenzbewegung und in derNynorsk-Bewegung (Telh-

aug/Mediås, 2003, 85ff). Die Ersetzung des Begriffs allmueskole durch den Begriff

folkeskole stand für neue Ideen. Von nun an sollte die Schulbildung zur Festigung

der nationalen Identität und des Nationalstolzes beitragen und allen offenstehen

(Mediås, 2010, 28).

Insgesamt gewannen Lehrende und Laien ab 1850 an Einfluss, während der

Einfluss der Kirche schwächer wurde. Staatliche Regulierung und Finanzierung

nahmen langsam, aber stetig zu. Das Christentum blieb ein wichtiges Fach, aber

Lehrer ersetztenTheologen in zentralen Positionen (Telhaug/Mediås, 2003, 78ff).
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